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Die folgende Zusammenstellung enthält - vorbehaltlich weiterer Ladungen und möglicher 

Terminsaufhebungen - eine Übersicht über ausgewählte öffentliche Verhandlungen des 

Oberverwaltungsgerichts, die in der Zeit von 1. September 2026 bis 15. September 2026 

vorgesehen sind. 

 

Nr. 17 vom 04.09.2026 

 

Termine September/1. Hälfte (Stand: 4. September 2026) 

 

01.09.2026 

Sitzungssaal II 
Uhrzeit: 10.15 Uhr 
Aktenzeichen: 22 D 210/25.AK, 22 D 214/25.AK, 22 D 236/25.AK, 22 D 237/25.AK, 
22 D 238/25.AK, 22 D 283/25.AK 
(…) GmbH & Co. KG ./. Kreis Paderborn  
  
Die Klägerinnen begehren mit ihrer jeweiligen Klage, ihre Windenergieanlagen in Bad 
Wünnenberg bzw. Lichtenau während der Nachtzeit in einem lauteren als dem ur-
sprünglich genehmigten Betriebsmodus betreiben zu dürfen. Die entsprechenden An-
träge hat der beklagte Kreis Paderborn mit der Begründung abgelehnt, das jeweils vor-
gelegte Schallgutachten habe die vorhandene Vorbelastung, insbesondere durch eine 
Vielzahl von Windenergieanlagen, fehlerhaft ermittelt.  
 
 

 

07.09.2026   Aufgehoben 
Sitzungssaal I 
Uhrzeit: 10.15 Uhr 
Aktenzeichen: 10 D 208/24.NE  
(…) ./. Stadt Marl 
beigeladen: (…) GmbH  
  
Die Antragsteller wenden sich im Wege des Normenkontrollverfahrens gegen den Be-
bauungsplan Nr. 260 „Das Loebrauck/Langehegge“ der Stadt Marl. Der Bebauungsplan 
soll die Grundlage für die Entstehung eines Wohngebiets auf zuvor landwirtschaftlich 
genutzten Flächen schaffen. Die Antragsteller sind Eigentümer außerhalb des Plange-
biets gelegener Grundstücke. Sie halten den Bebauungsplan aus einer Mehrzahl an 
Gründen für rechtswidrig, insbesondere aufgrund der Entwässerungssituation. 
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07.09.2026 
Sitzungssaal I 
Uhrzeit: 12.00 Uhr 
Aktenzeichen: 10 D 30/24.NE 
(…) ./. Stadt Drensteinfurt  
  
Die Antragstellerin wendet sich im Wege der Normenkontrolle gegen den Bebauungs-
planes Nr. 1.33 „Nördlich der Schützenstraße - Fanny-Mendelssohn-Straße“ -, 3. Ände-
rung der Stadt Drensteinfurt. Der Bebauungsplan soll die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für eine Nachverdichtung auf rückwärtigen Wohngrundstücken schaffen. Die 
Antragstellerin ist (Mit-)Eigentümerin von Grundstücken im Plangebiet, auf denen die 
Erschließungsstraße verlaufen soll. Sie macht verschiedene formelle und materielle 
Mängel geltend. 
 
 

 

08.09.2026 
Sitzungssaal II 
Uhrzeit: 11.00 Uhr 
Aktenzeichen: 8 D 189/23.AK 
1. (…), 
2. (…) ./. Kreis Warendorf 
beigeladen: (…) GmbH & Co. KG  
  
Die Kläger wenden sich gegen eine der Beigeladenen erteilte immissionsschutzrecht-
liche Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Windenergieanlage mit einer 
Gesamthöhe von 217 m auf dem Gebiet der Stadt Ostbevern und in der Nähe des von 
den Klägern bewohnten Hauses. Die Kläger sind im Wesentlichen der Ansicht, sie wür-
den von den Einwirkungen der Anlage in rechtswidriger Weise beeinträchtigt und rügen 
darüber hinaus Verfahrensfehler. 
 
 

 

09.09.2026 
Sitzungssaal I 
Uhrzeit: 10.00 Uhr 
Aktenzeichen: 20 D 135/24.AK, 20 D 174/24.AK, 20 D 181/24.AK, 20 D 182/24.AK 
(…) ./. Land Nordrhein-Westfalen 
beigeladen: (…) GmbH  
  
Der 20. Senat des Oberverwaltungsgerichts verhandelt mehrere Klagen gegen den 
Planfeststellungsbeschluss der Bezirksregierung Düsseldorf für die Errichtung und den 
Betrieb der Deponie Lohmannsheide in Duisburg-Baerl. Die Deponie soll auf dem 
Haldenplateau der bestehenden Bergehalde Lohmannsheide errichtet werden. Auf-
grund der Beendigung des Steinkohlebergbaus wird die Halde nicht mehr zur Ablage-
rung von Bergematerial benötigt. Hiergegen wenden sich der BUND NRW, die Stadt 
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Moers, eine Anliegerin sowie im Hinblick auf einzelne Auflagen auch die Vorhabenträ-
gerin selbst. 
 
 

 

15.09.2026 

Sitzungssaal II 
Uhrzeit: 10.15 Uhr 
Aktenzeichen: 2 D 43/24.NE 
(…) GmbH ./. Stadt Duisburg 
beigeladen: (…) GmbH & Co. KG  
  
Die Antragstellerin, ein Unternehmen der Stahlindustrie, betreibt am Standort Duisburg-
Meiderich ein Stahlwerk, ein Knüppelwalzwerk und ein Drahtwalzwerk. Sie wendet sich 
gegen den an ihr Betriebsgrundstück angrenzenden Bebauungsplan Nr. 2041 - Meide-
rich - „Wohnbebauung Steinstraße und Hoher Weg“, der dort ein Neubaugebiet mit ca. 
100 Eigenheimen vorsieht. 
 
 

 

15.09.2026 
Sitzungssaal III 
Uhrzeit: 10.15 Uhr 
Aktenzeichen: 10 A 2039/24 (VG Düsseldorf, 4 K 8859/22) 
(…) ./. Stadt Düsseldorf  
beigeladen: (…) GmbH & Co. KGaA 
  
Der Kläger ist Grundstückseigentümer des „Alten Bahnhofs“ in Düsseldorf-Oberkassel. 
Er wehrt sich im Klagewege gegen die Erteilung einer Baugenehmigung für die Errich-
tung eines Wohn- und Geschäftshauses in unmittelbarer Nachbarschaft zu dem auf sei-
nem Grundstück ansässigen Gastronomiebetrieb. Der Kläger macht geltend, dem 
Gastronomiebetrieb drohten bei Verwirklichung des Bauvorhabens zusätzliche Be-
schränkungen, insbesondere aufgrund der Nähe der genehmigten Wohnungen zum be-
stehenden Biergarten und der damit einhergehenden Lärmbelastung. 
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